
meinschaftlichen Eigentum gehört auch der Ver­
kaufserlös, wenn Sachen aus dem gemeinschaftli­
chen Eigentum verkauft werden, Zinsen des Spar­
guthabens, das aus während der Ehe erzielten Einnah­
men entstand, desgleichen finanzielle Leistungen 
der Versicherung für zerstörte Sachen, die E. waren. 
Auch ein Lottogewinn wird gemeinschaftliches E., 
wenn die Spieleinsätze aus dem Arbeitseinkommen 
finanziert wurden. Zu den Arbeitseinkünften 
Arbeitseinkommen), die gemeinschaftliches Eigen­
tum sind, gehören nicht nur Lohn, Gehalt usw., son­
dern auch Jahresend- und Umsatzprämien, Treue­
gelder, Neuerervergütungen, Honorare. Arbeitsein­
künften gleichgestellt sind Renten, Stipendien, 
Krankengeld.
Es werden also alle Einkünfte gemeinschaftliches E., 
die auf Arbeit beruhen und auf die ein Anspruch be­
steht. Geschenke, die das Ehepaar zur Hochzeit er­
hält, werden in der Regel gemeinschaftliches E., 
ebenso Geschenke, die einer der Partner während 
der Ehe erhält, die aber nach ihrem Charakter vom 
Schenkenden zur gemeinsamen Lebensführung ge­
dacht waren. Hier kann es jedoch Ausnahmen ge­
ben. Die Regelung in §299 ZGB zum entgeltlichen 
Erwerb von Grundstücken durch einen Ehegatten 
hat grundsätzlich eine Erweiterung der Eigentums­
gemeinschaft der Ehegatten zum Inhalt. Danach ent­
steht an einem Grundstück auch dann gemeinschaft­
liches E., wenn es ein Ehegatte aus Mitteln er­
wirbt, die sein Alleineigentum sind. Diese Rechts­
wirkung tritt nicht ein, wenn der erwerbende Ehe­
gatte darauf besteht, daß Alleineigentum begründet 
wird, und der andere Ehegatte bestätigt, daß die Mit­
tel zum Erwerb des Grundstücks aus dem Alleinei­
gentum des erwerbenden Ehegatten stammen {/ 
Grundstückserwerb).
Leben junge Menschen schon vor der Eheschließung 
zusammen und sparen gemeinsam für das künftige 
Zusammenleben und die eigene Wohnung, werden 
Gegenstände, die mit Mitteln beider Partner ange­
schafft wurden, oder Geld, das für solche Zwecke ge­
spart wurde, mit der Eheschließung gemeinschaftli­
ches E. (Richtlinie des Plenums des Obersten Ge­
richts der DDR vom 27.10.1983, GBl. I 1983 Nr. 32 
S.309). Dabei ist es unerheblich, ob beide zu glei­
chen oder ungleichen Teilen gespart haben oder 
möglicherweise das Einkommen des einen sparten 
und vom Lohn des anderen lebten.
Heiraten die Partner entgegen ihren ursprünglichen 
Absichten nicht und ensteht um das Geld oder die 
Sachen Streit, so wird er, wenn sich die Beteiligten 
mit einer / Klage an das Gericht wenden, nicht nach 
familienrechtlichen, sondern nach zivilrechtlichen 
Bestimmungen entschieden. Das gilt auch für Part­
ner, die in / Lebensgemeinschaft ohne Ehe leben, 
auch hier entsteht kein gemeinschaftliches Eigen­
tum.
Jeder Ehegatte kann auch AUeineigentum besitzen 
(§ 13 Abs. 2FGB). Zu diesem gehört alles, was er be­
reits vor der Ehe hatte. Während der Ehe entsteht 
Alleineigentum für einen Ehegatten an Geldbeträ­
gen, die er als Auszeichnung erhält (staatliche Preise 
für wissenschaftliche oder künstlerische Leistungen,
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mit der Verleihung von Orden und Medaillen ver­
bundene Geldbeträge). Geschenke an einen der 
Ehegatten, die für seinen persönlichen oder berüfli- 
chen Bedarf gedacht sind, gehören ihm allein, eben­
so Gegenstände für den persönlichen Bedarf (Klei­
dung) oder zur Berufsausübung (Werkzeuge, Fach­
bücher), und zwar auch dann, wenn sie während der 
Ehe aus gemeinschaftlichen Ersparnissen ange­
schafft wurden. Allerdings darf der Wert dieser Sa­
chen im Vergleich zum gemeinschaftlichen Vermö­
gen nicht unverhältnismäßig hoch sein. Ist das der Fall, 
sind sie gemeinschaftliches E. Alleineigentum eines 
Ehegatten entsteht auch dann, wenn er Geld, Sachen 
oder Rechte (z. B. aus Urheberrechten) erbt.
Das Gesetz eröffnet den Ehegatten die Möglichkeit, 
ihre Eigentumsgemeinschaft zu erweitern, d. h. Sa­
chen aus dem Alleineigentum jedes Ehegatten in ihr 
gemeinschaftliches Eigentum zu übertragen (§ 14 
FGB i. Verb. m. der genannten OG-Richtlinie). Sie 
können die Eigentumsgemeinschaft auch einengen 
und vereinbaren, daß bestimmte Gegenstände, die 
nach dem Gesetz gemeinschaftliches Eigentum sind, 
Alleineigentum des einen oder anderen Ehegatten 
werden. Die Einengung darf sich nur auf solche Sa­
chen des gemeinschaftlichen Eigentums beziehen, 
die nicht der gemeinsamen Lebensführung der Fami­
lie dienen.
Über ihr gemeinschaftliches Eigentum können die 
Ehegatten nur „im beiderseitigen Einverständnis“ 
(§ 15 Abs. 1 FGB) verfügen. Unter Verfügung sind 
alle / Rechtsgeschäfte zu verstehen, durch die Ge­
genstände des gemeinschaftlichen Eigentums z.B. 
verkauft, vermietet, verliehen oder getauscht wer­
den oder gemeinschaftliche Ersparnisse für den Kauf 
bestimmter Sachen ausgegeben werden. Die Ehegat­
ten können sich bei solchen Verfügungen gegenseitig 
vertreten. Ein / Vertrag, der Dinge des gemein­
schaftlichen Lebens betrifft, ist für beide Ehegatten 
wirksam, auch wenn nur einer ihn geschlossen hat, 
und auch dann, wenn der andere Ehegatte nicht ein­
verstanden war. Allerdings ist eine solche Verfügung 
dann unwirksam, wenn der Vertragspartner weiß, 
daß der andere Ehegatte mit dem Vertrag nicht ein­
verstanden ist. Eine gesetzliche Vertretungsbefugnis 
der Ehegatten besteht nicht bei Rechtsgeschäften 
über Häuser, Grundstücke, Wochenendgrundstücke 
und Wohnungen (§ 15 Abs. 2 FGB).
Die Haftung der Ehegatten für Schulden ergibt sich 
aus § 16 FGB. Danach haben die Ehegatten für Ver­
bindlichkeiten aus Verträgen, die im Interesse des 
gemeinsamen Lebens geschlossen wurden (z.B. 
über die Inanspruchnahme von / Dienstleistungen 
oder den / Kauf von Möbeln), und für gemeinsam 
gemachte Schulden mit ihrem gemeinschaftlichen 
Eigentum einzustehen. Reicht dieses nicht aus, haf­
tet für die gemeinsamen Verbindlichkeiten auch das 
Alleineigentum jedes Ehegatten. Für Verbindlich­
keiten nur eines Ehegatten hat dieser zunächst mit 
seinem Alleineigentum einzustehen. Danach haftet 
jedoch auch das gemeinschaftliche E., wenn es sich
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